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Drucksache Nr. 1041 


Entschließung 

der Fraktion des Zentrums 


zur Zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 

zum Europarat 

- Nr. 984 der Drucksachen - . 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, auf Grund der Vollmacht, die 
ihr von den Hohen Kommissaren zu unmittelbaren Verhandlungen 
mit den Regierungen anderer Staaten erteilt worden ist, mit den 
Regierungen von Großbritanien, Frankreich, den Niederlanden, Bel- 
gien, Luxemburg, Schweden, Norwegen, Dänemark, Island, Irland, 
Griedienland, der Türkei und Italien Verhandlungen aufzunehmen, 
um über folgende Punkte ein Übereinkommen zu erzielen: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland vertritt im Europarat Gesamt- 
deutschland, einschließlich der deutschen Gebiete jenseits der 
Oder-Neiße-Linie. 

2. Die Beratende Versammlung des Europarates wird zu einem 
von den Regierungen der einzelnen Staaten unabhängigen eu- 
ropäischen Parlament ausgestaltet. 

3. Die deutsche Forderung auf Ablehnung einer Remilitarisierung 
Deutschlands wird anerkannt. 

4. Auf der Grundlage des Schuman-Plans soll eine vom Europa- 
rat kontrollierte politische und wirtschaftliche Vereinigung des 
freien Europas geschaffen werden. 

Der Bundestag setzt die Beratung des Gesetzentwurfes über den 
Eintritt der Bundesrepublik Deutschland in den Europarat aus, bis 
die Bundesregierung das Ergebnis ihrer Verhandlungen dem Bundes- 
tag vorlegt. 


Bonn, den 13. Juni 1950 


Frau Wessel und Fraktion 
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